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Beklagte und Revisionskläggerin7
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Der 3° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom ll„ März 1970 durch

Senatspräsident Dr„ L a n g k e i t
— Vorsitzender —‚

Bundesrichter Dro K r e b s und

Bundesrichter Schroeder—Printzen„_

Bundessozialrichter B l o b e l und
'Bundessozialrichter w e n d e r o t h

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil d‚s

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 6„ März

1969 wird zurückgewiesen°

Die Beklagte hat der Klägerin die außergerichtlicken

Kosten des Revisionsverfahrens zu erstattenc
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JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die Klägerin gehörte bis zum 510 Oktober 1964 aufgrund ver—
sicherungspflichtiger Beschäftigung als Hausgehilfin der Be—

klagten als Mitglied ano Sie erhielt von ihr seit dem Bo„ Ju—

li 1964 ununterbrochen Krankenpflege° Seit dem l° November

1964 ist sie Mitglied der Beigeladenen, bei der sie nach An;-

gabe der Beschäftigung und Wechsel ihres „ohn01tes die Ver—

sicherung gemäß 5 515 b Abs° 1 der Reichsversicherungsoron;ng

(RVG) freiwillig fortgesetzt hat und satzungsgemäß von Bar—

lei stungs ansp üchen im Krankheitsfall ausgeschlossen istr

Am 61 November 1964 begab sie sich an ihrem neuen Wohnort

zwecks Fortsetzung der ärztlichen Behandlung zu Dr„ ßßffw“w”

der 119nkenhauspilege verordnete° Die stationären Behawlifr

gen erio olgten vom 7° November 1964 bis zum 12° Februar 1

und ei neut vom 14„ März bis Bo„ Apnril 1065 Die Koste ddaiär

üoernahm die Be1geladene, von der der Klägerin "“lcCLe■ eit—

lich und nachfolgend auch Krankenpflege gewährt wurde:

Im Dezember 1965 stellte die Klägerin bei der Beklagten den

Antrag, ihr ab 7° November 1964 wegen bestehender 113

fähigkeit Krankengeld bzw° Hausgeld zu gewéelhren° Die Bekla

lehnte diesen Antrag du5ch Bescheid vom 271 Dezember 1965‚

bestätigt durch Widerspruchsbescheid vom 28: April 1% 7 mit

H

der Begründung ab, der Versicherungsfall sei erst am 6„ Novem—

ber 1196L und somit nach Beendigung der Mitg L edschaft bei ihr

eingetreten; auch eine Krankengeldgewährung nach 5 214 Evo

0entfalle jedenfalls deshalb, weil innerhalb des nach dieser

Vorschrift als Bezugszeit in Betracht kommenden Zeitra11ms ein

etwaiger Anspruch gemäß % 216 Abs„ 5 RVO wegen verspäteter

Melduung geruht habe°

H ergegen hat die Klägerin Klage erhobene Im Laufe des Sog el—

gerichtsverfahrens hat die Beklagte anerkannt, daß die Klä;e—
rin seit dem 6° November 1964 arbeitsunfähig ist und die die;

..5..
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ser Arbeitsunfähig eit zugrunde liegende Krankheit schon

seit dem 50„ Juli 964 bei ununterbrochener Behandlungsbe—

dürftigkeit bestan en hat° Auch die rechtzeitige Meldung des

Eintritts der Arbe'tsunfähigkeit ist von der Beklagten zuge—

standen worden, An der Ablehnung der Krankengeldgewährung hat

die Beklagte jedoc festgehalten, und zwar nunmehr mit der

Begründung, daß der unter Berücksichtigung der Rechtsprechung

des Bundessozialge ichts (BSG) als solcher anzuerkennende

Anspruch auf das rankengeld bzw° Hausgeld nicht von ihr,

sondern nach den egeln des 5 212 RVG von der nunmehr zustän—

digen Beigeladene zu erfüllen sei, zu der die Klägerin am

,...e November 196A \ährend des Bezugs von Krankenpflege überge—

treten sei,

Das Sozialgericht (SG) hat der Klage stattgegebenc Das Landes—

sozialgericht (LS-} hat die Berufung der Beklagten mit der Meß—

gabe zurückgewies n, daß während der Zeiten der stationären

Behandlung der Kl gerin Hausgeld anstelle von Krankengeld zu

Begründung hat es ausgeführt: Versicherungs—

itt der Erkrankung, nicht der Eintritt der

O Demzufolge stehe der Eintritt der Arbeits«

gewähren sei° Zur

fall sei der Eint

Arbeitsunfähigkei

nach beendeter Mitgliedschaft oder erst wäL"

nschließenden Mitgliedschaft ohne Kranken—

dem Anspruch auf Krankengeld bzw, Hausgeld

unfähigkeit erst

rend einer sich

geldberechtigung

nicht entgegen, ofern nur die Krankheit — wie hier — während

eines die Kranke‘geldberechtigung umfassenden Versicherungsl

verhältnisses ei getreten sei und über die Beendigung dieses

Versicherungsver ältnisses hinaus bis zum Beginn der Arbeits»

unfähigkeit best nden habeo Entscheidend für die Anerkennung

des Anspruchs au das Krankengeld sei nach dem Grundsatz der

cherungsfalles, daß die Erkrankung, aus der

nfähigkeit entwickelt habe, noch während

er den Krankengeldanspruch umfassenden Mit-

Einheit des Vers

sich die Arbeits
des Bestehens ei

gliedschaft eing%treten sei und nicht, ob und gegebenenfalls

bei welcher Kassh sich an diese“ Mitgliedschaft eine andere
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ohne Krankengeldberechtigung angeschlossen habec Hie12ach

müsse die Beklagte die Ansprüche der Klägerin er; ül lnn‚ weil

sie im Zeitpunkt des Eintritts des Versicherungsf al es z stün—

dig gewesen sei„ Dem stehe auch 5 212 EVO nicht entg gen;
Denn diese Vorschrift setze für ihre Anwendung das Bestehen

einer der Leistungsverpflichtung der bisherigen Kasse art—

gleichen Leistungsverpflichtung der neuen Kasse voraus Die

Beklagte habe daher die von der Klägerin geltend
gemachten

Ansprüche zu erfüllen° Ein Ruben des Anspruchs nach C 276

Abs° } EVO sei nicht eingetreten° Das LSG hat die Revisi

zugelassen°

() D

Die Beklagte hat gegen das Urteil Revision eingelegt; Sie

tragt vor: Das LSG gehe von dem Grundsatz der Einheit des

\ ersicher-ungsfalles ausc Dieser Grundsatz lasse es aber nicht

zu‚ daß Ansprüche aus verschiedenen versicherungsrechtlichen

Beziehungen jeweils dort erhoben würden‚ wo dies für die ein—

zelne infrage kommende Leistung am günstigsten erscheir .e‚ Ein

Ansp1 uch auf Krankenpflege gegen die Beklagte habe n:.cht be—

standen‚ weil die Klägerin durch die freiwil ige lcrtsetz:ng

ihrer Mitgliedschaft zur beigeladenen Allgemeinen Orte■ranksn—

kasse übergetreten sei; Im Verhältnis zwischen llä e:*‘ \ v 1 r \

Beklagte hätte aber nur dann ein nachgehender Krankenge

ansp1 uch ausgelöst werden können‚ wenn die Arbe itsun;„„ jkeit

während eines nachgehenden Anspruchs nach 5 185 Aber 1 Satz 2

RVO oder während einer freiwillig bei ihr festgesetzten Hit-

gliedschaft ohne Krankengeldberechtigung eingetreten mere»

Da dies nicht der Fall sei, müsse der Anspruch der KM we

auf Barleistungen ebenfalls von der Beigeladenen erfillt wer—

den°

Die Beklagte beantragt,

die Urteile des LSGNordrhein—Westfalenvom6„‚ März 1969
und des SG Düsseldorf vom 28° März 1968 aufzuheben und

die Klage abzuweisen,
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\

hilfsweise, f

die Sache zur neuen Verhandlung und Entscheidung an des LSG
\

.

zurückzuverwbisen°
\

\
Die Beigeladene beäntragt,'i

\ \dle RGVlSZLOI? ZUI‘HCkZUWGlSGI’10

Die Klägerin ist i Revisionsverfahren nicht vertreten°

7
\'

„
J

,
Wie der Senat in s inem Urteil vom 25° Mai 1966 (BSG 25, 57) ausge—

führt hat, steht dem Anspruch des Versicherten auf Krankengeld nicht

Arbeitsunfähigkeit erst nach Beendigung der Mit—

Die Revision ist n'cht begriindet°

entgegen, daß die

gliedschaft währe d eines Versicherungsverhältnisses ohne Krankengeld—

berechtigung eing treten ist, wenn nur der Versicherungsfall (Krankw

heit) während ein r die Kränkengeldberechtigung umfassenden Mitglied-

schaft bei einer rankenkaése eingetreten ist, Wenn der Versicherte

nach einer mit Ar eitsunfähigkeit verbundenen Krankheit arbeitsiähi;

geworden, aber be andlungsbedürftig geblieben ist, so ist der Ver—

sicherungsfall er t dann abgeschlossen, wenn der Versicherte nicht

mehr behandlungsb dürftig isto Die Klägerin hat daher grundsätzlich

Anspruch auf Kran*engeld bei Arbeitsunfähigkeit infolge ihrer im Juli

1964 eingetretenen Erkrankung, weil diese noch während der Mitglied-

schaft bei der beklagten Krankenkasse eingetreten ist (anders als in

dem in BSG 14, 2 8 entschiedenen Fall, in dem der Versicherungsfell

erst nach dem Au scheiden aus dem versicherungspflichtigen Beschäfti—

gungsverhältnis \ährend der Mitgliedschaft in der Rentnerkrankenver—
! \

sicherung einget eten ist)°
' J

Dieser Krankenge danspruch gegen die Beklagte ist nicht dadurch aus—
geschlossen, daß die Klägerin inzwischen bei einer anderen Kranken—

ohne Krankengeldberechtigung versichert ist,Rasse (der Beige adenen)
'

_
,“ "V \
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Für den Übertritt von einer Krankenkasse zur anderen be—

stimmt € 212 Abs° 1 EVO, daß bei schwebenden Versicherungs—

fällen die neue Kasse die weitere Leistung nach ihrer

Satzung übernimmt; dabei wird die Zeit der bereits genos—

senen Leistung angerechnet° Ein Übertritt im Sinne des

5 212 EVO liegt auch dann vor, wenn ein Versicherter seinc

Mitgliedschaft bei der Krankenkasse seines bisher3:e n Wohn—

orts durch Aufgabe seiner versicherungspflichtigen Brsfhü"—() („

tigung verliert, seine Weiterveisichertnfsbereci ira @
(5 315 b Satz 1 EVO) ausübt und Mitglied der für seir len
neuen Wohnort zu tändigen Krankenkasse wird„ Denn der Be—

griff ”Übertritt“ ist in diesem Zusammenhang \.feit aus zu —
l

egen und umfaeßt jeden Wechsel der Kessenzugehörigkeit

(BSG l, 158, 161 im Anschluß an die GE Nr° 2822 des 31;

vom 15° 110 1924, AN 1924, 217)0 Dem21.€olge hat die neue
Kasse grundsätzlich für Leistungen auch aus Versicherung?—

fällen einzutreten, die sich noch während der Mitgliedm

schaft bei der alten Kasse ereignet haben,

Die neue Kasse hat jedoch nur “nach ihrer Sazum5“zu leieten

(@ 212 Abs„ 1 Satz 1 EVO)° Der Versicherte hat bei Eert-

setzung seiner Mitgliedschaft nach € 513 b EVO (wie der
Versicherungspflichtige mit dem Tage des Eintritts in die

versicherungspflichtige Beschäftigung — vglc @ 206, 5 506

Abs° 1 EVO) sofort Anspruch auf die Eegelleistungen: Die

neue Kasse ist aber nur nach Maßgabe ihi er Satzung ver-
pflichtet° Wenn diese für Weiterversicherte Einschr inii'■ n,

nämlich hier Ausschluß des Krankengeldes, vorsieht (vgl,

5 215 EVO icV„m° dem Erlaß des RAM vom 150 12„ 1939, AT

1959, 554; BSG 12,157), so beschränkt sich insoweit die

Lei stungspflicht der neuen Kasse° % 212 EVO setzt vo;ans,

daß die zweite Krankenkasse nach ihrer Satzung den Vet $■

1

sichert en gleichartige Leistungen zu ei bringen ha Es ist

nicht Sinn dieser Vorschrift, der zweiten Krankenkasse durch
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den Übertritt eines Versicherten zu ihr solche Leistungen aufzu—

erlegen, die sie i 1 nach der Art seiner Mitgliedschaft nicht

zu erbringen hat° as ist hier bezüglich des Krankengeldes

der Fall; denn die Klägerin ist bei der Beigeladenen nur ohne

Krankengeld versic ert°

Insoweit
unterscheidet

sich der vorliegende Fall von dem in

BSG l, 158 entschi denen; hier hat es sich um den “Übertritt"
eines Rentners von einer Kasse zur anderen während einer Kran—

kenhauspflcge gehandelt° Dies war eine Leistung, zu der die

neue Krankenkasse auch ihren Rentner—Mitgliedern gegenüber

verpflichtet ist; der Senat hat deshalb

die Verpflichtung der neuen Kasse zur Übernahme der weiteren

ohne Einschränkung

Leistung bejaht°

der Krankenversic erung an den totalen Kriegseinsatz" außer

en ist (Erl° d„RAM vom löoool944, AN l944‚

die bisherige Kasse der Kasse, bei der

, \
_

f'
.Die Vorschrift de 5 515 b Abs: 2 BVG aF, die "zur Anpassung

Kraft gesetzt wor
55), sah vor, da

die Mitgliedschaf fortgesetzt wurde, die Kosten zu erstatten

habe, die ihr

dur£h

die Leistung von Krankengeld in den ersten

drei Monaten ents anden waren° Aus der Vorschrift kann aber

nicht geschlossen werden‚ die neue Kasse habe bei einem Kas-

senwechsel in jed m Fall die Krankengeldleistung zu überneh—

men° Durch die ge annte Regelung sollte die bisherige Kasse

nur an den Kosten beteiligt werden‚ die die neue Kasse schon

in der ersten Zeit der fortgesetzten Mitgliedschaft an Kran—.

kengeld hatte au wenden müssen, ohne die in ähnlichen Fällen

vorgesehenen Kon rollmöglichkéiten (Vorlage eines ärztlichen

Gesundheitszeugn sses, "rztliche Untersuchung — vgl° € 510

Abs„ 2 und 5 BVG gehabt zu habenc Voraussetzung für den Aus—

gleich nach 5 Bl b Abs° 2 BVD aF war jedoch immer, daß die

neue Krankenkass überhaupt zur Krankengeldzahlung verpflich—

tet warq Für den vorliegenden Fall kann daher nichts zu Gun—

sten der Beklagt n entnommen werden° Ein Anspruch der Klägerin

auf Krankengeld egen die Beigeladene ist daher nicht gegeben:

@ eff ' ' f
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Die Beklagte hat deshalb das Kranken— und das Hausgeld zu
zahlen; diese Ansprüche bleiben als nachgehende d*m Ver—

sicherten erhalten, wenn ein Wechsel in der Leistungsver—

pflichtung nach @ 212 RVO.nicht eintritt°

Diese Rechtsfolge hat allerdings zur Folge, daß zwei Iran—

kenkassen die Abwicklung desselben Versicherungsfalles vor—
zunehmen haben, nämlich die Beigeladene die Sachleis‘ung

der Krankenhauspflege und die Beklagte die Barleistung des

Hausgeldesc Auch wenn eine solche Teilung der Leistungs—

verpflichtung unerwünscht sein mag, so dürfen die sion

hieraus ergebenden Schwierigkeiten nicht überbewertet rer—

den° Es läge im Sinne einer sachgemäßen Verwaltungsh11£e‚

wenn in solchen Fällen die neue Kasse die Zahlung des Haus—

geldes für Rechnung der alten Kasse übernähme°

Die Revision muß daher zurückgewiesen werden°

Die Kostenentsoheidung beruht auf 5 192 SGGC
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